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HmbGVBl. Nr. 4 FREITAG, DEN 15. FEBRUAR 2002

Tag I n h a l t Seite

Hinter § 16 des Gesetzes über das Hamburgische Ver-
fassungsgericht in der Fassung vom 23. März 1982 (HmbGVBl.
S. 59), zuletzt geändert am 18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 251),
wird folgender § 16 a eingefügt:

„§ 16 a

(1) Abweichend von § 169 Satz 2 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes sind Ton- und Fernseh-Rundfunkaufnahmen sowie
Ton- und Filmaufnahmen zum Zwecke der öffentlichen
Vorführung oder der Veröffentlichung ihres Inhalts zu-
lässig
1. in der mündlichen Verhandlung, bis das Gericht die

Anwesenheit der Beteiligten festgestellt hat,
2. bei der öffentlichen Verkündung von Entscheidungen.

(2) Zur Wahrung schutzwürdiger Interessen der Beteiligten
oder Dritter sowie eines ordnungsgemäßen Ablaufs des
Verfahrens kann das Verfassungsgericht die Aufnahmen
nach Absatz 1 oder deren Übertragung ganz oder teilweise
ausschließen oder von der Einhaltung von Auflagen ab-
hängig machen.“

Ausgefertigt Hamburg, den 12. Februar 2002.

Der Senat
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Sechstes Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über das Hamburgische Verfassungsgericht

Vom 12. Februar 2002

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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